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hältnisses zu diesem, unter Aufrechterhaltung der Verpflichtungen, welche in jenem Zeitpunkt dem 
betreffenden Staate dem Bunde gegenüber obliegen.

3. a. Das Verhältnis zu dritten Staaten würde durch das bisherige gemeine Recht und die 
Staatsverträge bestimmt sein. Wenn der Völkerbund einen grossen Kreis von Staaten, darunter alle 
oder die meisten Grossmächte umfasste, würde das Völkerrecht ausserhalb dieses Verbandes ein 
kümmerliches Dasein führen oder aber von der Entwicklung des internen Verbandsrechtes 
beherrscht sein.

b. Die Projekte eines Völkerbundes, welche die Kollektivintervention des Bundes für den Fall 
vorsehen, wo ein Staat ohne vorherige Anrufung der Institutionen zur Friedenssicherung den Krieg 
eröffnet, sehen eine gleiche Aktion vor für den Fall, wo unter entsprechenden Umständen der 
Angriff auf einen Verbandsstaat von aussen erfolgt. Dies erscheint als eine logische Folgerung aus 
dem Prinzip des Völkerbundes; sie ist allerdings für die Verbandsstaaten nur dann unbedenklich, 
wenn der Völkerbund, speziell die zur Teilnahme an den Zwangsmassnahmen verpflichteten Staaten 
des Bundes, den Aussenstehenden offenbar überlegen sind. Andernfalls würde eine solche bedingte 
Defensivallianz für die Verbandsstaaten grosse Gefahren in sich bergen, denen keine Vorteile 
gegenüber stünden, da Nicht-Verbandsstaaten keine Verpflichtung zur Anrufung der Friedens­
institutionen übernehmen.

Wenn ein Konflikt zwischen einem Verbandsstaat und einem Aussenstehenden eintritt, so kann 
dem letztem kaum die Unterwerfung unter das Gericht des Völkerbundes oder die Einlassung auf 
eine Vermittlung durch ein Bundesorgan zugemutet werden. Vielmehr ist anzunehmen, dass die 
Friedenssicherung zwischen Verbandsstaaten und ändern Staaten durch Abkommen, wie sie die 
bisherigen Schiedsverträge und die Bryan-Verträge darstellen, geordnet werden müsste. Die Sank­
tion dieser Verträge läge darin, dass ihre Verletzung durch AusSenstehende für die Defensivallianz 
der Verbandsstaaten den casus foederis eintreten Hesse und dass der Verbandsstaat, der sich 
dagegen verfehlte, der Unterstützung und wohlwollenden Neutralität des Bundes verlustig ginge.

Es ist wohl möglich, dass sich der Völkerbund nicht von Anfang als weitumfassende und logisch 
aufgebaute Organisation bilde und entfalte, sondern wie die Eidgenossenschaft aus einem lockeren, 
«Orte und Zugewandte» umfassenden Vertragssystem sich zu einer föderativen Einheit entwickle. 
Es ist nur zu hoffen, dass dabei die vielen Irrungen und blutigen Zwiste, welche das Werden der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft erschwert und verzögert haben, der grösseren Staatengemein­
schaft erspart bleiben.

468
E 2300 Berlin, Archiv-Nr. 19

La Légation de Suisse à Berlin 
à la Division des Affaires étrangères du Département politique

Copie de réception Berlin, 8. November 1918
T n° 72 (Ankunft: 9. November 1918)

Im Nachgang zu unserem Telegramm von heute vormittag melde ich Ihnen, 
dass seit gestern nun auch im Zentrum, linke Gruppe um Groeber und Erzberger, 
eine Spaltung eingetreten ist, wo die Abdankung des Kaisers nun auch verlangt 
wird. Eine analoge Schwenkung kann auch bei den Freisinnigen beobachtet 
werden. Zwecks Verhandlungen über die in 7 Punkten aufgestellten Forderungen 
traf gestern im Reichstag eine Deputation des Matrosen-Sowjets aus Kiel ein. Der 
von der Regierung dem Reichskanzler gegebene Auftrag, nach dem Hauptquar­
tier zu reisen, um dem Kaiser das Ultimatum betreffend Abdankung zu 
überreichen, wurde von Prinz Max von Baden angenommen. Es wird von der
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Sozialdemokratie beabsichtigt, für den Fall, dass der Kaiser nicht abdanken 
würde, den Reichstag aufzulösen und die Nationalversammlung einzuberufen 
bzw. Neuwahlen anzuordnen. Alle preussischen Minister haben gestern auf 
Grund des Ultimatums ihre Portefeuilles zur Verfügung gestellt. Gegenwärtig sind 
Verhandlungen im Gange betreffend Neubildung des preussischen Ministeriums 
durch Fried(en)berg, wobei Stresemanns Eintritt wahrscheinlich ist. Ein Matrose, 
der Prinz Heinrich die Kokarde abreissen wollte, wurde von demselben 
erschossen. Um besonders die Hamburger Sowjets durch Unterbruch in der 
Lebensmittelzufuhr zur Kapitulation zu bringen, hat die Regierung angeordnet, 
dass die Eisenbahnschienen nach den Zentren, wo Aufruhr herrscht, auf einige 
Kilometer aufgerissen werden. Man versichert mir, dass sich das Zentralkomitee 
der bolschewistischen Spartakusgruppe, das über grosse Mittel verfüge, sich in 
der Schweiz befinde, doch kann man mir diesbezüglich keine tatsächlichen 
Beweise erbringen.
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Des sources les plus autorisées j ’apprends que la révolution est sur le point 
d’éclater à Vienne sous l’inspiration et la conduite des partis extrêmes socialistes. 
Il serait très urgent à mon avis de faire savoir aux différents gouvernements de 
l’Entente sous la forme la plus confidentielle que le moment est venu d’user des 
facultés conférées aux armées de l’Entente par l’article 4 alinéa b) de la Conven­
tion d’armistice de 3 novembre.

L’occupation de la ville de Vienne comme point stratégique par des forces suf­
fisantes alliées couperait court à un mouvement tragique qui peut menacer 
comme en Russie les fondements de la société. Devant la menace de si graves 
événements les représentants diplomatiques des puissances neutres à Vienne se 
sont réunis sous la présidence de Son Eminence le Nonce Apostolique et ont pris 
la résolution de faire à leurs gouvernements respectifs cette même communication.
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